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Deutsche telekom technik GmBh 

Philipp-Reis-Str. 7-9, 46485 Wesel 

  

Deutsche telekom technik GmBh 

Hausanschrift:  Philipp-Reis-Str. 7-9, 46485 Wesel | Besucheradresse:  Philipp-Reis-Str. 7-9, 46485 Wesel 

Postanschrift:  Saarstr. 12-14, 47058 Duisburg  

Telefon:  +49 203 364-0 | E-Mail Pti-Duisburg-Pb-L-3@telekom.de  | Internet: www.telekom.de 

Konto: Postbank Saarbrücken (BLZ 590 100 66), Kto.-Nr. 248 586 68 | IBAN: DE1759 0100 6600 2485 8668 | SWIFT-BIC: PBNKDEFF590 

Aufsichtsrat: Dr. Thomas Knoll (Vorsitzender) | Geschäftsführung: Dr. Bruno Jacobfeuerborn (Vorsitzender), Albert Matheis, Carsten Müller 

Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Gesellschaft Bonn | USt-IdNr. DE 814645262 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 

Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 

bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 

entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 

Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationslinien der Telekom. 

 

Zur o. a. Planung haben wir bereits Stellung genommen. 

Unsere Anregungen sind im Vorentwurf der Begründung zum Bebauungsplan Nr. N 8/2  -  Budberger Straße - 

(Teil 2) unter Punkt  8 vom Grundsatz her berücksichtigt.  Wir  bitten die textliche Fassung zu aktualisieren.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stadt Emmerich am Rhein 

Geistmarkt 1 

46446 Emmerich 

 

Mail vom 22.12.2014 Frau Tepass 

PTI 13, PB L3,  Andreas Schimke 

0281/364-2541 

08. Januar 2014 

Bebauungsplan Nr.  N  8/2 – Budberger Straße –( Teil 2) 
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Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau 

und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 

Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem im 

Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens  vier Monate vor Baubeginn, schriftlich 

angezeigt werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

i.A.       i.A. 

Stefan Schönell                                                                              Andreas Schimke                                                         

 

      

 

 

Digital unterschrieben von Stefan Schönell 
DN: o=DTAG, ou=Person, ou=Employee, 
cn=Stefan Schönell, 
email=S.Schoenell@telekom.de 
Datum: 2015.01.08 12:47:28 +01'00'

Digital unterschrieben von People, 
Andreas Schimke 
DN: dc=de, dc=t-com, cn=People, 
serialNumber=3653535622, cn=Andreas 
Schimke 
Datum: 2015.01.08 11:27:57 +01'00'
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Ihr Zeichen und Tag: 
FB 5/Tß 

vorab per Fax: 02822/751599 
Emmerich am Rhein, 20.01.2015 

Stellungnahme 

Deichverband Bislich - Landesgrenze  
Der Deichgräf  . 

11 ~ .i 1 BG p , . 

KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS 

Deichverband Bislich- Landesgrenze —  Stadtweide 3 — 46446 Emmerich am Rhein 	Geschäftsstelle: 
46446 Emmerich am Rhein — Stadtweide 3 
it 02822/9339-0 Telefax 02822/9339-30 

Stadt Emmerich am Rhein 	 E-Mail: info@dv-bl.de  • http://www.dv-bl.de  
Fachbereich 5 Stadtentwicklung 	 Auskunft erteilt: 
Frau Tepaß 	 Herr Bauhaus 
Geistmarkt 1 	 Durchwahl: 02822/9339-12 

E-Mail: torsten.bauhaus@dv-bl.de  
46446 Emmerich 	 Aktenzeichen: (Bitte bei Antwort angeben) 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 8/2 — Budberger Straße — (Teil 2): 
Beteiligung der Behörde gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrte Frau Tepaß, 

nach Durchsicht der mir vorliegenden Planunterlagen ist der Bezirk „Stadtgebiet Emmerich" betrof-
fen. 
Gegen das Bauleitplanverfahren „Bebauungsplan Nr N 8/2" habe ich unter der Berücksichtigung 
folgender Punkte/Hinweise keine Bedenken. 
Im Wesentlichen richten sich die Anregungen und Bedenken auf wasserwirtschaftliche Belange, da 
meine Gewässer W 9.1 und W 9.1.1 betroffen sind. 

1. Die geplanten Einleitmengen der Plangebiete GE2 und GE3 müssen durch das vorhande-
ne Gewässerprofil schadlos aufgenommen und weitergeleitet werden können. 

2. Die Einleitmenge ist so zu drosseln, dass das Gewässer noch weitere natürliche Nieder-
schlagsereignisse aufnehmen kann und ein Überlaufen verhindert wird. Sollte die gedros-
selte Einleitmenge überschritten werden, ist dieses dem Deichverband mitzuteilen. Gege-
benenfalls ist ein Notfallplan mit Ansprechpartner dem Deichverband Bislich-Landesgrenze 
auszuhändigen. 

3. An der Einleitungsstelle sind Böschungen und Grabensohle entsprechend so zu sichern, 
dass Beschädigungen dieser ausgeschlossen werden. Die Fließrichtung des Gewässers ist 
zu berücksichtigen. Schäden sind zu Lasten des Vorhabenträgers zu beheben. 

4. Durch die Einleitung da rf  kein Sand o. ä. (Schwebstoffe) in das Gewässer gelangen. Abla-
gerungen müssen vom Vorhabenträger zu seinen Lasten beseitigt werden. Feststellungen 
erfolgen durch den Deichverband im Rahmen der Gewässerschau. 

5. Da dem Deichverband Bislich-Landesgrenze die Herkunft der anfallenden Oberflächen-
wasser unbekannt ist und dieser weder jetzt sowie in Zukunft einen Einfluss nehmen kann, 
ist seitens des Antragstellers sicherzustellen, dass problematische Inhaltstoffe wie PAK 
Stoffe aus Verbrennungsrückständen, Schwermetalle aus Abriebprodukten sowie andere 
auf das Gewässer langfristig negativ wirkende Stoffe gemäß den geltenden Regeln und 
technischen Merkblättern vermieden werden. Siehe hierzu auch folgende Vorschriften. 

• BWK Merkblatt 3 von 2004, 
• DWA-Regelwerk Merkblatt M 153 von 2007, 

	

Bankkonten: Stadtsparkasse Emmerich-Rees BLZ: 358 500 00 	Kto.-Nr.: 280 396 
BIC: WELADED1EMR IBAN: 	DE98 3585 0000 0000 2803 96 

	

Volksbank Emmerich-Rees eG BLZ: 358 602 45 	Kto.-Nr.. 5 001 155 018 
BIC: GENODED1EMR IBAN: 	DE83 3586 0245 5001 1550 18 

Sprechzeiten: montags bis freitags von 09:00 bis 12:00 Uhr; darüber hinaus nach vorheriger telefonischer Terminabsprache 
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uftrag // 

riedrich 

• Anforderung an die Niederschlagsentwässerung im Trennverfahren (Trennerlass) 
von 2004 in NRW 

• Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammelten Niederschlagwas-
ser in oberirdische Gewässer.(TRENOG) und in das Grundwasser(TRENGW) von 
2008 von Bayern. 

• Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums und des Umweltministeriums über die 
Beseitigung von Straßenoberflächenwasser von 2008 in Baden Württemberg. 

6. Es ist seitens des Vorhabenträgers dauerhaft sicher zustellen, dass die Aufgaben aus den 
EU-WRRL (Wasserrahmenrichtlinie) jetzt sowie in Zukunft nicht durch die Einleitung nega-
tiv beeinflusst werden. Sollten sich für die Zukunft Erschwernisse aus der Einleitung für die 
Zielerreichung aus der WRRL ergeben, müssen entsprechende Nachbesserungen an der 
Erlaubnis erfolgen. Alle damit verbundenen Maßnahmen (bauliche Veränderungen etc.) 
gehen zu Lasten des Vorhabenträgers. 

7. Der Nachweis, dass die geplante Einleitungsstelle fachgerecht entsprechend der Gefälle- 
und Grabensituation verlegt worden ist, ist durch Bestandspläne und Abnahme zu erbrin-
gen. 

B. Die angedachte Versickerung des Niederschlagwassers des Plangebietes GE1 in der Flä-
che sehe ich kritisch. Ich verweise auf die bestehenden Halle (BLG) im benachbarten B- 
Plan N 8/2 — Budberger Straße (Teil 1), da hier die Versickerung für das von den Pflaster-
flächen anfallende Oberflächenwasser nicht funktioniert. Hier wurden schon entgegen der 
bestehenden Genehmigungen beide Absetzbecken miteinander dauerhaft verbunden und 
in mein Gewässersystem abgeschlagen. Ich rege an, für die Entwässerung im Plangebiet 
GE 1, den Anschluss an das Gewässer W 1.22 zu untersuchen. Ich stehe hierzu gerne mit 
Anregungen zur Verfügung. 

9. Eine Gewährleistung für die stetige Aufnahme der eingeleiteten Wassermengen kann nicht 
gegeben werden. Die Aufnahmeleistung des Gewässers ist unter anderem abhängig von 
den Niederschlägen, vom jeweiligen Grundwasserstand und/oder vom Qualmwasseranfall 
infolge Hochwassers. Diese Faktoren sind vom Deichverband nicht beeinflussbar. 

10.Der Vorhabenträger ist darauf hinzuweisen, dass für die Einleitungen laut Satzung des 
Deichverbandes jährlich Erschwerer- und Einleitungsbeiträge erhoben werden. Hierzu ist 
zwingend noch die durchschnittliche Jahreseinleitmenge mitzuteilen. 

Ich weise Sie darauf hin, dass der Deichverband Bislich-Landesgrenze lediglich Stellung zum be-
antragten Vorhaben hinsichtlich seiner satzungsgemäßen Aufgaben nimmt, ausgenommen davon 
sind unter anderem die Klärung der Verkehrssicherungspflicht, der Zustimmung des jeweiligen 
Grundstückseigentümer sowie die Einhaltung etwaiger weiterer Vorschriften. 
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<Bettina.Georgi@strassen
.nrw.de> 

16.01.2015 12:05

An <Ingrid.Tepass@stadt-emmerich.de>

Kopie

Blindkopie

Thema AW: Bebauungsplan Nr. N 8/2 - Budberger Straße - (Teil 2); 

hier: Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Tepass,

 

durch die mögliche Erschließung des Gebietes über den Ravensackerweg zur freien Strecke  

der L90 Abschnitt 2 sind deren Belange unmittelbar berührt .

Laut Begründung zum Bebauungsplan ist dieser im Bereich zwischen der L 90 und dem 

Plangebiet für eine vollständige Erschließung des Gebietes in einem nicht ausreichenden  

baulichen Zustand. Ein Ausbau sei aus eigentumsrechtlichen Gründen zur Zeit nicht  

möglich, soll aber in Abhängigkeit von verschiedenen Voraussetzungen erfolgen .

Die Entlastung Klein-Netterdens insbesondere vom Schwerlastverkehr bei Nutzung der  

geplanten Anschlussstelle BAB 3 / Landesstraße 90 durch die verkehrsgerechte Anbindung 

des Ravensackerweges wird von hier ausdrücklich befürwortet . Es ist zum gg. Zeitpunkt eine 

Verwaltungsvereinbarung zwischen der Stadt und der SBV zur Regelung der Rechte und  

Pflichten bei Bau und späterer Unterhaltung abzuschließen .

 

Ich bitte um Beteiligung im weiteren Verfahren .

 

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

 

B. Georgi

 

Landesbetrieb Straßenbau NRW

Regionalniederlassung Niederrhein

Außenstelle Wesel

Augustastr. 12

46483 Wesel

0281/108-320

PC-Fax: 0211/87565-1172152

bettina.georgi@strassen.nrw.de
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Bebauungsplan Nr. N 8/2 – Budberger Straße – (Teil 2) 
hier: unsere Stellungnahme zur frühzeitigen Trägerbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 
Sehr geehrte Frau Tepaß, 

mit Ihrem Schreiben vom 22. Dezember 2014 baten Sie uns um Stellungnahme zur oben genannten 

Bauleitplanung. 

Wir beziehen zum vorliegenden Planentwurf insoweit Stellung, als wir hinsichtlich der geplanten 

textlichen Festsetzungen zum Einzelhandel in den geplanten Gewerbegebieten noch Anpassungsbe-

darf sehen.  

Zum einen regen wir an, auf Bebauungsplanebene von dem planerisch beabsichtigten Ausschluss von 

Einzelhandelsbetrieben eine Gegenausnahme für den produktionsbezogenen Annexhandel zuzulas-

sen. Manche Betriebstypen aus dem Handwerksbereich finden ihren Platz aufgrund ihres Emissions-

verhaltens ausschließlich in Gewerbegebieten. Zugleich erwartet der Kunde aber den Handel mit 

selbsthergestellten Waren oder branchenüblichem Zubehör des jeweiligen Betriebstyps. Wir stützen 

unsere Anregung dabei auf die jüngste Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Münster und 

des Bundesverwaltungsgerichtes, wonach untergeordneter Annexhandel eine typische Gegenaus-

nahme von Einzelhandelsausschlüssen darstellt und als solcher in der sozialen und ökonomischen 

Realität etabliert ist (vgl. OVG Münster, Urteil vom 12.02.2014 – D 13/14.NE; BVerwG, Urteil vom 

27.03.2013 – 4 CN 6.11; OVG Münster, Urteil vom 14.10.2013 – D 103/12.NE).  

Das Merkmal der untergeordneten Verkaufsfläche, das auf den Begriff der Unterordnung des § 8 

Abs. 3 Nr.1 BauNVO fußt, kann je nach konkreter Planungssituation die Funktion einer absoluten 

oder relativen Verkaufsflächenbeschränkung für den Annexhandel übernehmen. Ausnahmevoraus-

setzung soll sein, dass die Verkaufsfläche des Annexhandels der Betriebsfläche des im Plangebiet 

ansässigen produzierenden Gewerbe- und Handwerksbetriebs untergeordnet sein muss. Außerdem 

müssen die im Wege des Annexhandels angebotenen Waren einen Sachbezug zu der Hauptgewerbe-

 
Stadt Emmerich am Rhein 
Fachbereich 5 Stadtentwicklung 

Frau Ingrid Tepaß 

Postfach 100 864 

46428 Emmerich am Rhein 

 

Wirtschaftsförderung 
Standortberatung 
 

Ihr Zeichen FB 5/Tß 

Unser Zeichen III-1/Sch-Ur/hei 

Ansprechpartner Frau Schulte-Urlitzki 

Zimmer A 424 

Telefon 0211 8795-323 

Telefax 0211 879595-323 

E-Mail claudia.schulte-urlitzki@hwk-       

 duesseldorf.de 

Datum 30. Januar 2015 
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tätigkeit auf dem Betriebsgrundstück vorweisen können, so dass sie ein bloßes „Anhängsel der 

Hauptnutzung“ sind, der Hauptnutzung also ihre prägende Wirkung verbleibt.  

Die Festsetzung könnte daher wie folgt aussehen: 

„Ausnahmsweise kann zugelassen werden Einzelhandel in funktionalem räumlichem Zusammenhang 

mit einem produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrieb, wobei die Verkaufsfläche der Betriebs-

fläche des produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetriebs untergeordnet sein muss“. 

 

Zum anderen regen wir aus Gründen der Rechtssicherheit an, die Ausnahmen von der textlichen 

Festsetzung Nr. 1.2 zu prüfen. Nach unserer Auffassung sind diese mit den landesplanerischen 

Vorgaben zum Großflächigen Einzelhandel sowie mit den Vorgaben von § 11 Abs. 3 BauNVO nicht 

vereinbar. 

 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

HANDWERKSKAMMER DÜSSELDORF 
 
 

 

 
 
 

Claudia Schulte-Urlitzki  
 

Standortberaterin 

Bauleitplanung/Stadtentwicklung 
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